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6.  Antrags- und Bewilligungsverfahren 
 
6.1

Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Pflege.

6.2

Der Antrag ist unter Verwendung der im Internetauftritt der Bewilligungsbehörde erhältlichen Vordrucke mit 
den dort genannten Unterlagen einzureichen. 

6.3

1Über die jeweils bis zum 1. März und 1. September eingegangenen Anträge wird jeweils nach diesen 
Stichtagen entschieden. 2Reichen die Haushaltsmittel zum jeweiligen Stichtag nicht aus, alle Anträge, die 
die Fördervoraussetzungen erfüllen, zu bewilligen, wird eine Priorisierung vorgenommen. 3Bei der Auswahl 
der Projekte ist

–  die Fachlichkeit der geplanten Konzepte,
 
–  die Schlüssigkeit des Gesamtkonzepts sowie dessen Umsetzung,

 
–  die Höhe des Anteils der Pflegebedürftigen gemessen an der Einwohnerzahl der beantragenden 
Kommune maßgeblich und

 
–  erst danach die Dringlichkeit des Projekts als Auswahlkriterium zulässig.

 
6.4

Die Förderdauer für ein Projekt beträgt bis zu drei Jahre.

6.5

1Anträge zur Fortführung von Konzepten, die bereits durch diese Richtlinie gefördert wurden 
(Folgeanträge), sind möglich. 2Diese sind bei der Bewilligungsbehörde entsprechend Nr. 6.3 dieser 
Richtlinie zum 1. März oder 1. September zu stellen, mindestens jedoch sechs Monate vor Ende des 
fortzuführenden Projekts. 3Bei Folgeanträgen reicht es aus, wenn bei der Antragstellung die Änderungen 
gegenüber dem vorherigen Antrag angegeben werden.

6.6

1Die Bewilligungsbehörde hat in jedem einzelnen Förderfall zu prüfen, ob eine Beihilfe vorliegt und ob diese 
bejahendenfalls unter den nachfolgend genannten Regelungen als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
anzusehen und somit von der Notifizierungspflicht befreit ist. 2Die Bewilligungsbehörde prüft in diesem Fall, 
ob die Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 2023/2832 (DAWI-De-minimis-Verordnung), des 
Beschlusses 2012/21/EU (DAWI-Freistellungsbeschluss) oder der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 (De-
minimis-Verordnung) vorliegen. 3Sofern eine DAWI-De-minimis-Beihilfe oder De-minimis-Beihilfe in Betracht 
kommt, hat der Antragsteller eine De-minimis-Erklärung gegenüber der Bewilligungsbehörde abzugeben. 
4Dem Antragssteller wird bei Vorliegen der Voraussetzungen der DAWI-De-minimis-Verordnung oder der 
De-minimis-Verordnung eine De-minimis-Bescheinigung ausgehändigt. 5Diese ist vom Antragsteller zehn 
Jahre lang aufzubewahren und auf Anforderung der Europäischen Kommission, der Bundesregierung, der 
Landesverwaltung oder der bewilligenden Stelle innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforderung 
festgesetzten längeren Frist vorzulegen. 6Der Antragssteller wird bei Vorliegen der Voraussetzungen der 
DAWI-De-minimis-Verordnung oder des DAWI-Freistellungsbeschlusses mit der jeweiligen Dienstleistung 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut. 7Wird die Bescheinigung innerhalb der Frist nicht 
vorgelegt, entfällt rückwirkend die Bewilligungsvoraussetzung und die Beihilfen zuzüglich Zinsen werden 
zurückgefordert.


